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(Nr. 14230.) Erlaß über die Ernennung und Entlaſſung der Beamten der Geheimen Staatspolizei. 
Vom 28. Februar 1935. 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers vom 1. Februar 1935 (Reichs. 
geſetzbl. 1 S. 73) ordne ich für den Bereich der Geheimen Staatspolizei folgendes an: 
1. Ich behalte mir die Ernennung und Entlaſſung der oberen Kriminalbeamten vom 
Kriminalkommiſſar an aufwärts vor. 
2. Ich übertrage die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und Entlaſſung der ſonſtigen 
Beamten, die entſprechend den Reichsbeſoldungsgruppen A 2 d und abwärts beſoldet 
werden, auf den ſtellvertretenden Chef und Inſpekteur der Geheimen Staatspolizei. 


Auf die Ausfertigung und Vollziehung der Ernennungs⸗ und Entlaſſungsurkunden finden die 
Vorſchriften meines Erlaſſes über Beamtenernennungen vom 6. Februar 1935 (Geſetzſamml. 
S. 13, 19) entſprechende Anwendung. 


Berlin, den 28. Februar 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14231.) Erlaß über die Ernennung und Entlaſſung der dem Preußiſchen Finanzminiſter unter⸗ 
ſtellten Beamten. Vom 25. Februar 1935. 


Durch den Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 6. Februar 1935 (Geſetzſamml. 
S. 13) in der Faſſung der Berichtigung auf Seite 19 der Geſetzſammlung iſt mir für meinen 
Geſchäftsbereich die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und Entlaſſung der Inhaber preußiſcher 
Planſtellen in Beſoldungsgruppen, die den Reichsbeſoldungsgruppen A 2 d und abwärts entſprechen, 
und der außerplanmäßigen Beamten übertragen worden. Die Reichsbeſoldungsgruppe K 2 d ent- 
ſpricht der preußiſchen Beſoldungsgruppe A 2 c. 

Ich übertrage auf Widerruf die Ausübung dieſes Rechtes den nachgeordneten Dienſtſtellen im 
Rahmen ihrer bisherigen Befugniſſe. Soweit die Ernennung und Entlaſſung bisher durch mich 
erfolgt iſt, verbleibt es hierbei. f 


Berlin, den 25. Februar 1935. 
Der Preußiſche Finanzminister. 
Popitz. i 
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(Nr. 14232.) Sechſte Verordnung über die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaft⸗ 
licher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute. Vom 25. Februar 1935. 


Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. 
S. 401) in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 67) wird folgendes 
verordnet: 

8 J. 
(1) Die Weſtpreußiſche Landſchaft und die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft werden mit dem 
Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſer Verordnung mit der Oſtpreußiſchen Landſchaft verſchmolzen. 
(2) Die Verſchmelzung hat zur Folge, daß die Weſtpreußiſche Landſchaft und die Neue Weſt⸗ 
preußiſche Landſchaft aufgelöſt werden und ihre Vermögen einſchließlich der Schulden als Ganzes 
unter Ausſchluß der Liquidation auf die Oſtpreußiſche Landſchaft übergehen. 5 a 


82. 

(1) Die Oſtpreußiſche Landſchaft hat die Vermögen der beiden aufgelöſten Landſchaften bis zu 
dem von den zuſtändigen Miniſtern zu beſtimmenden Zeitpunkte voneinander und von ihrem eigenen 
Vermögen getrennt zu verwalten. Bis zu dieſem Zeitpunkte gilt im Verhältnis der Gläubiger der 
aufgelöſten Landſchaften zu der Oſtpreußiſchen Landſchaft und deren übrigen Gläubigern das 
übernommene Vermögen noch als Vermögen der aufgelöſten Landſchaften. ur? 

(2) Bei der Beſtimmung des im Abſ. 1 genannten Zeitpunkts iſt feſtzuſetzen, ob und in welcher 
Höhe die Oſtpreußiſche Landſchaft aus den übernommenen Vermögen einen Beitrag zu den Teilungs⸗ 
maſſen der aufgelöſten Landſchaften zu leiſten hat. t 


885 
(1) Die Kreditverbundenen der Weſtpreußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen 
Landſchaft werden mit dem Zeitpunkte der Verſchmelzung Mitglieder der Oſtpreußiſchen Landſchaft; 
ſie ſind den Beſtimmungen der Satzung der Oſtpreußiſchen Landſchaft und deren künftigen Nach⸗ 
trägen unterworfen. a Du 
(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten für die Eigentümer derjenigen in die Güterverzeichniſſe 
der Weſtpreußiſchen Landſchaft aufgenommenen Güter, die nicht zum Beleihungsgebiet der Oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft gehören nur inſoweit, als ſie von der Weſtpreußiſchen Landſchaft beliehen 
find; ihre Mitgliedschaft erliſcht mit dem Ablaufe des Kalenderjahrs, in dem ſie ihre Verbindlich⸗ 
keiten aus der Beleihung vollſtändig erfüllt haben. 


§ 4. 

Für Rechtsänderungen, die mit der auf Grund des § 1 erfolgenden Verſchmelzung im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen ſowie für die Eintragung dieſer Rechtsänderungen in das Grundbuch und 
in andere öffentliche Regiſter und für die damit im Zuſammenhang ſtehenden gerichtlichen Geſchäfte 
werden Gebühren nicht erhoben. TR a 

85 


Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1935 in Kraft. 
| Berlin, den 25. Februar 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Minifter Der Reichs- und Preußiſche 
für Ernährung und Landwirtſchaft. Jiuſtizminiſter. moseeeloit 
Im Auftrage: In Vertretung: N ö 
Moritz. Schlegelberger. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
und Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: 


Poſſe. 
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(Nr. 14233.) Zwölfte Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuld⸗ 
verſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten. Vom 25. Februar 1935. 


Auf Grund des Artikels 94 Abſ. 2 und des Artikels 117 Abſ. 2 der Durchführungsverordnung 
zum Aufwertungsgeſetz vom 29. November 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 392), der Verordnung zur 
Durchführung der Aufwertung von Anſprüchen gegen öffentlich⸗rechtliche Grundkreditanſtalten vom 
20. Januar 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 96) und der Zweiten Verordnung zur Durchführung der 
Aufwertung von Anſprüchen gegen öffentlich-rechtliche Grundkreditanſtalten vom 30. Juli 1926 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 429) wird folgendes verordnet: 


Die Verteilung der Teilungsmaſſen der Weſtpreußiſchen und der Neuen Weſtpreußiſchen 
Landſchaft erfolgt durch die Oſtpreußiſche Landſchaft nach folgenden Vorſchriften. i 01d en! 


Soweit die Barbeſtände der Teilungsmaſſen eine Ausſchüttung in bar ermöglichen, erhalten 
die Pfandbriefgläubiger einen Barbetrag nach einem Hundertſatze des Goldmarkbetrags der zu 
berückſichtigenden Pfandbriefe. Außerdem werden den Pfandbriefgläubigern in Höhe eines Hundert⸗ 
ſatzes des Goldmarkbetrags der zu berückſichtigenden Pfandbriefe Goldpfandbriefe der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft ausgehändigt; zugleich mit jedem Goldpfandbrief iſt den Gläubigern ein auf den Inhaber 
ausgeſtellter Anteilſchein mit Ratenſcheinen auszuhändigen, der zur Empfangnahme weiterer 
Hebungen aus der Teilungsmaſſe berechtigt. 7 80 ; ER 


§ 3. 
0) Die Goldpfandbriefe müſſen nt aun ( L 2) put] 18 
1. auf Goldmark lauten, wobei eine Goldmark dem Preiſe von 700 kg Feingold entſpricht 
2 der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über wertbeſtändige Hypotheken vom 
29. Juni 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 482 —, Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Anderung der Wertberechnung von Hypotheken und ſonſtigen Anſprüchen, die auf Fein⸗ 
gold — Goldmark — lauten, vom 10. Oktober 1931 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 569.—) und zu 
beſtimmen iſt, daß für jede zu zahlende Goldmark eine Reichsmark zu entrichten iſt, ſofern 
ſich bei der Umrechnung für das Kilogramm Feingold ein Preis von nicht mehr als 
220820 AM und nicht weniger als 2760 RM ergibt, Nic gd 15014 
2. mit 5½ vom Hundert jährlich zu verzinſen ſein, 
3. zum Nennbetrag einzulöſen ſein. 


(2) Die Goldpfandbriefe ſind in Stücken über 10, 20, 25, 50, 100 und ein Vielfaches von 
100 Goldmark auszufertigen. Sie können mit Halbjahres⸗ oder mit Jahreszinsſcheinen aus⸗ 
geſtattet werden; Goldpfandbriefe mit einem Nennwerte von weniger als 50 Goldmark müſſen 
Jahreszinsſcheine erhalten. och Adnet as ı add nd ieh 


N (3) Die Verzinſung der Goldpfandbriefe hat am 1. Janltar 1935 zu beginnen. Der erſte 
Zinsſchein kann auf einen längeren Zeitraum als die ſpäteren Zinsſcheine ausgeſtellt werden. 

(4) Die Muſter der Goldpfandbriefe, der Zinsſcheine und der Anteilſcheine bedürfen der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſte rt. 1 e 8 2 
(0.09) Entfällt auf den Aufwertungsanſpruch eines Pfandbriefgläubigers ein Betrag, der nicht 
auf 10 oder 25. Goldmark oder ein Vielfaches von 10 oder 25 Goldmark lautet, ſo iſt der Spitzen⸗ 
betrag in Höhe eines ſeinen Nennbetrag überſteigenden Hundertſatzes in bar abzulöſen. Durch die 
Ablöſung ſind die Anſprüche des Pfandbriefgläubigers auf die dem Spitzenbetrag entſprechenden 
weiteren Hebungen aus der Teilungsmaſſe abgegolten. 

() Legt ein Gläubiger mehrere Pfandbriefe vor, ſo kann er hierbei nach Maßgabe der 
vorhandenen Stückelung den Umtauſch der vorgelegten Pfandbriefe in einen oder mehrere 
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Goldpfandbriefe verlangen, auch ſoweit auf den einzelnen vorgelegten Pfandbrief ein Betrag entfällt, 
der nach Abſ. 1 in bar abzulöſen wäre. 


§ 5. 

Die nach § 2 und § 4 Abſ. 1 zu beſtimmenden Hundertſätze werden auf Vorſchlag des Ver- 
waltungsrats der Weſtpreußiſchen Landſchaften mit Zuſtimmung der Oſtpreußiſchen Generalland— 
ſchaftsdirektion durch die zuſtändigen Miniſter für jede der beiden Teilungsmaſſen geſondert feſt— 
geſetzt. 

§ 6. 

(1) Die Oſtpreußiſche Generallandſchaftsdirektion hat die Verteilung der Barbeſtände der 
Teilungsmaſſen und die Aushändigung der Goldpfandbriefe unter Angabe der feſtgeſetzten Hundert— 
ſätze im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger anzukündigen; die Gläubiger 
ſind hierbei aufzufordern, innerhalb einer Vorlegungsfriſt von drei Monaten, die nicht vor dem 
1. April 1935 beginnen darf, ihre Pfandbriefe zur Geltendmachung ihrer Rechte bei der Dit- 
preußiſchen Landſchaft oder bei den von der Oſtpreußiſchen Generallandſchaftsdirektion bezeichneten 
Stellen einzureichen. Die Ankündigung kann auch in anderen Blättern erfolgen. 


(2) Werden Pfandbriefe nicht innerhalb der Vorlegungsfriſt eingereicht, jo kann die Dit- 
preußiſche Landſchaft die Barbeträge und die Goldpfandbriefe und Anteilſcheine, die auf die nicht 
eingereichten Pfandbriefe entfallen, hinterlegen, ſofern nicht innerhalb der Friſt der Antrag auf 
Einleitung eines Aufgebotsverfahrens oder auf Zahlungsſperre nachgewieſen iſt. Das Recht des 
Gläubigers nach § 4 Abſ. 2 iſt ausgeſchloſſen. In der Ankündigung iſt auf die Folgen der Nicht⸗ 
einhaltung der Friſt hinzuweiſen. 


8875 

(1) Die zur Barausſchüttung (§ 2 Satz 1) und zur Ablöſung der Spitzenbeträge (§ 4 Abſ. 1) 
erforderlichen Barbeträge ſind den Barbeſtänden der Teilungsmaſſe zu entnehmen. 

(2) In Höhe des Nennbetrags der auszuhändigenden Goldpfandbriefe hat die Oſtpreußiſche 
Landſchaft den Teilungsmaſſen Hypotheken oder Grundſchulden zu entnehmen und ſie in ein 
beſonderes Deckungsregiſter einzutragen; dabei ſind die entnommenen Werte mit ihrem Auf⸗ 
wertungsbetrag abzüglich der bis zum 31. Dezember 1934 getilgten Beträge anzuſetzen. Der Ge— 
ſamtbetrag der jeder der beiden Teilungsmaſſen zu entnehmenden Hypotheken oder Grundſchulden 
beſtimmt ſich nach dem Geſamtbetrage der Goldpfandbriefe, die auf die Pfandbriefgläubiger jeder 
der beiden Landſchaften entfallen. Zur Abrundung der Deckung der Goldpfandbriefe darf auch Geld 
den Teilungsmaſſen entnommen werden. 


88. 

Die Oſtpreußiſche Landſchaft iſt berechtigt, als Verwaltungskoſtenbeitrag 4 vom Hundert des 
Geſamtbetrags der zur Deckung der Goldpfandbriefe jeder der Teilungsmaſſen entnommenen Hypo⸗ 
theken oder Grundſchulden den Barbeſtänden der entſprechenden Teilungsmaſſe zu entnehmen. Hin⸗ 
ſichtlich der verbleibenden Teilungsmaſſe bleibt die Vorſchrift des § 14 der Erſten Verordnung über 
die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritter— 
ſchaftlicher) Kreditanſtalten vom 10. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S. 169) unberührt. 


§ 9. 

Die Oſtpreußiſche Landſchaft hat das als Deckung von Goldpfandbriefen dienende Geld (§ 7 
Abſ. 2 Satz 3) nach näherer Beſtimmung der Oſtpreußiſchen Generallandſchaftsdirektion zur Ein⸗ 
löſung von Goldpfandbriefen zum Nennbetrag im Wege der Ausloſung zu verwenden; die in die 
Deckung der Goldpfandbriefe eingehenden ordentlichen und außerordentlichen baren Rückzahlungen 
ſind mindeſtens einmal jährlich zur Einlöſung von Goldpfandbriefen zum Nennbetrag im Wege der 
Ausloſung zu verwenden. 

§ 10. 

(1) Vom Ablauf der im $ 6 beſtimmten Friſt kann die Oſtpreußiſche Landſchaft die Annahme 

von Pfandbriefen zur Schuldtilgung (§ 9 Abſ. 2 der Verordnung vom 10. Dezember 1925) ablehnen. 
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(2) Die Goldpfandbriefe können zur Rückzahlung von Hypotheken und Grundſchulden der Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft verwendet werden; fie ſind dabei 
in Höhe ihres Nennbetrags auf den Aufwertungsbetrag anzurechnen. 

(3) Bare Kapitalrückzahlungen ſind nur zu einem Fälligkeitstermine der Jahresleiſtungen 
und nur dann zuläſſig, wenn die Abſicht der Barzahlung der Oſtpreußiſchen Generallandſchafts⸗ 
direktion ſpäteſtens zwei Monate vor dieſem Fälligkeitstermine ſchriftlich mitgeteilt worden iſt. 

(4) Die Bedingungen, zu denen Hypotheken und Grundſchulden, die für die beiden Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaften auf Grundſtücken in Polen eingetragen waren und nach dem deutſch— 
polniſchen Aufwertungsabkommen vom 5. Juli 1928 auf eine polniſche Treuhandſtelle übergegangen 
ſind, durch Einlieferung von Goldpfandbriefen getilgt werden können, beſtimmt die Oſtpreußiſche 
Generallandſchaftsdirektion. ’ 

§ 11. 

Die Oſtpreußiſche Generallandſchaftsdirektion kann beſtimmen, daß die wiederkehrenden 
Leiſtungen der Eigentümer und Schuldner, ſoweit dieſe Leiſtungen nach dem Zeitpunkte der An⸗ 
kündigung der Aushändigung von Goldpfandbriefen fällig werden, zu anderen als den vereinbarten 
Terminen jährlich oder halbjährlich entrichtet werden. Im übrigen finden die für die aufgewerteten 
Hypotheken und Grundſchulden der Oſtpreußiſchen Landſchaft maßgebenden Satzungsvorſchriften 
ſinngemäß Anwendung, ſoweit nicht in dieſer Verordnung etwas anderes beſtimmt iſt. 


8 12. 
Einer Eintragung der durch die SS 10, 11 erfolgenden Anderungen der aufgewerteten Hypothek 
oder Grundſchuld im Grundbuch bedarf es weder für den Eintritt der Rechtsänderung noch zu ihrer 
Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs. 


45 § 13. 

Die Vorſchriften der §§ 2 bis 4 gelten nicht für die Gläubiger derjenigen Pfandbriefe, die 
nach dem 31. Dezember 1917 ausgegeben worden ſind. Die Anſprüche der Gläubiger dieſer 
Pfandbriefe werden durch Barzahlung in Höhe eines auf Vorſchlag des Verwaltungsrats der 
Weſtpreußiſchen Landſchaften mit Zuſtimmung der Oſtpreußiſchen Generallandſchaftsdirektion durch 
die zuſtändigen Miniſter für jede der beiden Landſchaften geſondert feſtgeſetzten Hundertſatzes des 
Goldmarkbetrags der Pfandbriefe abgelöft; 8 6 gilt entſprechend. Die zur Ablöſung der Anſprüche 
dieſer Gläubiger erforderlichen Beträge ſind den Barbeſtänden der Teilungsmaſſen zu entnehmen. 


8 14. 


Aufwertungsſtelle für die Anſprüche aus den Pfandbriefen der Weſtpreußiſchen und der 
Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft iſt der Regierungspräſident des Regierungsbezirkes Weſtpreußen. 


8 15. BE 
Den Zeitpunkt, die Art und Höhe weiterer Hebungen aus der Teilungsmaſſe beſtimmt die 
Oſtpreußiſche Generallandſchaftsdirektion mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 


§ 16. 

(1) Der Anſpruch auf die in SS 2, 4, 13 beſtimmten Hebungen und Leiſtungen ſowie auf die 
Teilnahme an weiteren Ausſchüttungen aus der Teilungsmaſſe erliſcht, wenn nicht der Pfandbrief bis 
zum Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende der Vorlegungsfriſt (§ 6 Abi. 1) bei der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft eingereicht oder der Antrag auf Erlaß des Aufgebots zum Zwecke der Kraftloserklärung 
des Pfandbriefs geſtellt wird und der Antragſteller der Oſtpreußiſchen Landſchaft hiervon bis zum 
gleichen Zeitpunkt ſchriftlich Mitteilung macht. — N 


(2) Hat die Oſtpreußiſche Landſchaft Barbeträge, Goldpfandbriefe und Anteilſcheine nach 
8 6. Abf. 2 hinterlegt, fo iſt ſie berechtigt, die hinterlegten Werte nach dem Ablaufe der Ausſchlußfriſt 
des Abſ. 1 zurückzunehmen. i 


pr. Grunau, Hol ten. str. 12%3 
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§ 17. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 25. Februar 1935. 8 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter Der Reichs⸗ und 
1585 Ernährung und Landwirtſchaft. Preußiſche Juſtizminiſter. 
Im Auftrage: In Vertretung: 
Moritz. Schlegelberger. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
und Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
In Vertretung: 


Poſſe. 


N Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Oktober 1934 


über die Genehmigung des achten Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft vom 20. Mai 1869 in der Faſſung der Ausgabe von 1926 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg i. Pr. Nr. 6 S. 21, ausgegeben am 9. Febr. 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Dezember 1934 


über die Genehmigung des neunten Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft vom 20. Mai 1869 in der Faſſung der Ausgabe von 1926 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg i. Pr. Nr. 6 S. 22, ausgegeben am 9. 218 1935; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1935 


über die Ausdehnung des der Niederrheiniſchen Licht⸗ und Kraftwerke Attiengeſellſchaft 
in Rheydt durch den Erlaß vom 22. März 1934 verliehenen Enteignungsrechts auf das 
für die Verlängerung der Elektrizitätsleitung von Woof je Peel erforderliche Grund⸗ 
eigentum im Stadtkreis M.⸗Gladbach 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 5 S. 42, ausgegeben am 2. Februar 1935; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗-Weſtfäliſche Elektrizitäts⸗ 
werk, A.⸗G. in Eſſen, zum Bau einer zunächſt mit einer Spannung bis zu 220 000 Volt z 
betreibenden Höchſtſpannungs⸗Doppelleitung von Koblenz nach Neuwied 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 7 S. 48, ausgegeben am 9. Februar 1935; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitäts⸗ 
werk, A.⸗G. in Eſſen, zum Bau einer zunächſt mit einer Spannung bis zu 220 000 Volt 
zu betreibenden Höchſtſpannungs⸗Doppelleitung von Holzappel über Limburg nach Kelſter⸗ 
bach : 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 6 S. 15, ausgegeben am 9. Februar 1935. 
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